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Die konsequente Verfolgung und Bestrafung der Nazi- und Kriegsverbrechen — 
ein Gebot des Völkerrechts

I. Erklärung des Verfassungs- und Rechtsausschusses der Volkskammer der DDR vom 19. Juni 1969

Der Verfassungs- und Rechtsausschuß der Volkskammer 
der DDR hat sich in seiner Sitzung am 19. Juni 1969 mit 
der von der XXIII. Tagung der UNO-Vollversammlung 
angenommenen „Konvention über die Unverjährbarkeit 
von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit“ befaßt, durch die geltendes Völkerrecht 
erneut bekräftigt wurde. Ein ausführlicher Bericht des 
Generalstaatsanwalts der DDR über die Verfolgung der 
Personen, die Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit begangen haben, sowie zahlreiche 
dazu vorgelegte Dokumente bestätigten, daß die in den 
geltenden Gesetzen und vor allem in der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik niedergelegten 
Verpflichtungen in völliger Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht stehen und von den Staatsorganen konse­
quent erfüllt wurden. >
In Übereinstimmung mit der genannten Konvention der 
UNO betrachtet der Verfassungs- und Rechtsausschuß 
die völkerrechtsgemäße Bestrafung solcher Verbrechen, 
unabhängig vom Zeitpunkt ihrer Begehung, durch alle 
Staaten als eine Grundvoraussetzung für die Gewähr­
leistung des Weltfriedens, der internationalen Sicherheit 
und die Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
Völkern. Angesichts dessen erfüllt es die Mitglieder des 
Verfassungs- und Rechtsausschusses mit tiefer Besorg­
nis, daß die westdeutsche Bundesrepublik die Ratifizie­
rung der UNO-Konvention vom 26. November 1968 
strikt ablehnt und allgemein verbindliche Prinzipien 
des Völkerrechts grob mißachtet. Wie die vom Ausschuß 
geprüften offiziellen westdeutschen Dokumente, um­
fangreichen Materialien über die Spruchpraxis der 
westdeutschen Gerichte sowie ein beigezogenes völker­
rechtswissenschaftliches Gutachten bestätigen, wird fak­
tisch seit Bildung der westdeutschen Bundesrepublik 
eine teils versteckte, teils offene, aber systematische 
Amnestierung und Rehabilitierung der für die grauen­
haften Verbrechen des Naziregimes Verantwortlichen 
betrieben.
Daran ändert auch nichts die jetzt vom westdeutschen 
Bundestag nach monatelangen wortreichen Disputen in 
Kabinett und Führungsspitzen der Regierungsparteien 
in erster Lesung behandelte Gesetzesvorlage über eine 
Aufhebung der Verjährung für Völkermord und die 
Verlängerung der Verjährungsfrist für Mord. Der Aus­
schuß gelangte nach Prüfung aller ihm bekannten Tat­
sachen zu der Überzeugung:
Dabei geht es um ein offensichtliches Betrugsmanöver. 
Es ist darauf gerichtet, die wachsende Besorgnis der 
Weltöffentlichkeit über die Rehabilitierung der Nazi- 
und Kriegsverbrecher und die zunehmende Wiederbele­
bung des Nazismus in Westdeutschland zu beschwichti­
gen!
Die Durchsetzung des Völkerrechts soll jedoch weiter 
verhindert und statt dessen die bisherige völkerrechts­
widrige Politik der grundsätzlichen Leugnung des Un­
rechtscharakters des Nazistaates und seiner Gesetze, die 
bisherige Nichtverfolgung insbesondere der intellektuel­
len Urheber der Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechen 
kontinuierlich fortgesetzt und nunmehr auch bundesge­
setzlich sanktioniert werden!
Das alles wird durch folgende Tatsachen bestätigt:

Die Aufhebung der Verjährung für Völkermord ist für 
die nazistischen Kriegs- und Menschlichkeitsverbrecher 
belanglos, da dieser erst am 9. August 1954 in das west­
deutsche Strafgesetzbuch aufgenommene Tatbestand 
ausdrücklich auf die genannten Verbrechen nicht ange­
wendet wird.
Auf Grund der von der Bundesregierung herbeigeführ­
ten Änderung des § 50 Abs. 2 des westdeutschen 
Strafgesetzbuchs sowie der hierzu ergangenen Grund­
satzentscheidung des Bundesgerichtshofes vom 20. Mai 
1969 werden die Untaten der intellektuellen Urheber und 
Organisatoren der nazistischen Kriegs- und Menschlich­
keitsverbrechen für bereits verjährt erklärt und völker­
rechtswidrig außer Strafverfolgung gesetzt. So hat z. B. 
das Westberliner Schwurgericht mit seiner Entscheidung 
vom 2. Juni 1969 das Verfahren gegen sieben führende 
Mitarbeiter des Reichssicherheitshauptamtes der SS ein­
gestellt.
Unumstößliche Tatsache ist weiterhin, daß
— nach wie vor nazistische Kriegsverbrecher und 

schwerbelastete Stützen des Hitlerregimes in West­
deutschland führende Positionen in Staat, Wirtschaft 
und Bundeswehr bekleiden;

— aller Welt offenkundig der Neonazismus in West­
deutschland offiziell geduldet und sogar gefördert 
wird.

Diese Tatsachen sind Bestandteil der aggressiven Poli­
tik der herrschenden imperialistischen Kräfte in West­
deutschland und ihrer Regierung. Nach wie vor erhebt 
die westdeutsche Regierung als einzige in Europa offi­
zielle Gebiets- und Hoheitsansprüche auf Territorien 
und über Bürger anderer Staaten. Weil die westdeutsche 
Regierung die Ergebnisse des zweiten Weltkrieges nicht 
anerkennt, sondern revidieren will, ist sie auch nicht 
bereit, die nazistischen Kriegsverbrecher zu bestrafen. 
Im Gegenteil, die Bonner Regierung setzt mit ihrer ge­
samten neonazistischen Innen- und Außenpolitik die in 
Nürnberg verurteilte verbrecherische Politik des 
deutschen Imperialismus fort.
Angesichts dessen erklären wir:
Diese Tatsachen sind nicht ausschließlich eine Frage der 
inneren Entwicklung in der westdeutschen Bundesrepu­
blik, sondern gefährden die Sicherheitsinteressen aller 
friedliebenden Völker, besonders Europas.
Sie erfordern entschlossenes Handeln, um auch in West­
deutschland dem Völkerrecht Geltung zu verschaffen. 
Im Interesse des Friedens und der Sicherheit der Völ­
ker dürfen juristische Manipulationen zur Mißachtung 
des Völkerrechts nicht zugelassen werden. Notwendig 
ist die Durchsetzung des Völkerrechtsgrundsatzes der 
konsequenten und unbefristeten Verfolgung der nazi­
stischen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Dazu ist die westdeutsche Bundesrepu­
blik auch nach Artikel .25 ihres Grundgesetzes verpflich­
tet, wonach die verbindlichen Normen des Völkerrechts 
allen anderen Gesetzen vergehen und unmittelbar 
Rechte und Pflichten für die Bürger der Bundesrepu­
blik begründen.
Der Kampf gegen den allen und neuen Nazismus in 
Westdeutschland ist ein entscheidender Teil des Ringens 
um Frieden und europäische Sicherheit.
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